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Staatsminister Jörg-Uwe Hahn, Wiesbaden

Genitalverstümmelung: Wirksamer Opferschutz durch einen eigenen
Straftatbestand

Die Genitalverstümmelung als schwere körperliche und see-
l ische Misshandlung von Mädchen und Frauen is t  in  den
letzten Jahren auch in Deutschland zunehmend in das öf-
fentl iche Bewusstsein vorgedrungen. Diese Taten geschehen
nicht  nur  in  af r ikanischen oder as iat ischen Ländern,  sondern
auch Mädchen und Frauen aus Migrantenfami l ien in
Deutschland sind davon betroffen. In dem folgenden Bei-
trag wird dargelegt, warum es im deutschen Recht eines
eigenständigen Straf tatbestands der , ,Geni ta lverstümme-
lung" bedarf ,  um die Opfer  vor  solchen Misshandlungen
wirksam zu schützen. Darüber hinaus wird die Gesetzesini-
t iative Hessens und Baden-Württembergs für einen solchen
Straftatbestand i n i hren G rundzü gen vorgestel lt.

l . Begriffsbestimmung

Die weibliche Genitalverstümmelung bezeichnet die Be-
schneidung oder andere körperliche Eingriffe an den äußeren
weiblichen Genitalien, die in verschiedenen Kuituren, ins-
besondere in Afrika sowie in einigen Ländern Asiens und
Lateinamerikas, bis heute durchgeführt werden. Nach einer
von der \Teltgesundheitsorganisation (\VHO) verwendeten
Typisierung werden folgende Erscheinungsfortnen unter-
schieden: L. die teilweise oder vollständige Entfernung der
I(itoris und/oder der Vorhaut (Klitoridektomie), 2. die teil-
weise oder kornplette Entfernung der l(itoris und der inne-
ren Scharnlippen rnit oder ohne Beschneidung der äußeren
Schamlippen (Exzision), 3. die Verengung der Vaginaiöff-
nung durch einen Nahtverschluss nach der teilweisen oder
kompletten Entfernuug der Scharnlippen und dei I(itoris
(Infibulation) sowie 4. weitere, unter 1. bis 3. nicht erfasste
Veränderungen an den weiblichen Genitalien wie Einschnit-
te, Atzungen oder Ausbrennenl.

Die Genitalverstürnrnelung ist eine besouders schwerwie-
gende Misshandlung von Frauen und Mädchen. Die körper-
lichen und seelischen Folgen begleiten die Opfer ihr Leben
lang. Viele Frauen haben ihr Leben lang Schmerzen und ein
gestörtes sexuelles Ernpfinden. Der Eingriff wird regelmäßig
ohne Narkose! unter unzureichenden hygienischen Bedin-
gungen und durch ,,Beschneiderinuen" ohne medizinische
Kenntnisse durchgeführt. Diese Bedingungen begünstigen In-
fektionen, die tödlich verlaufen können2. Häufig werden bei

In Deutschland sind es Migranten aus den genannten Län-

dern, die diese Tradition fortsetzen und die Mädchen in

1 Terre des Femmes e.v, studie zu weiblicher Genitalverstümnrelung,

2005, s. 4.
2 Tcrre des Femmes (o. Fußn. 1 ) '  S. 12'
3 Rosenke, ZRP 2001, 377 i'378)'
4 Telre des Femmes (o Fußn' 1), S. 13'
5 Rosenl<e,ZRP 2001,377 (378).
; A;;;; der Bundesregieirng u. 8. 5' 2006 auf Kleine Anfrage der:
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ihren Familien dem Eingri{f unrerziehen. Dabei existiert in
Deutschland bislang nur wenig r:epräsentatives Zahlenrnate-
rial zu den von Genitalverstümmelungen betroffeneh Op-
fern. Nach Schätzungen von Nichtregierungsorganisationän
sind ca. 20 000 Frauen in Deutschland von Genitalverstüm-
melung betroffenr0. Ungefähr 4000 Mädchen und Frauen
mit Migrationshintergrund sind als gefährdet anzusehen,
dieser Praxis, beispielsweise bei einem Ferienaufentlralt im
Herkunftsland der Familie, unterworfel zu werden. Unter-
suchungen unter Migrantinnen in Europa haben ergeben,
dass etwa ein Drittel der Befragter-r an der praxis der Gänital-
ver stümmelung festhäitl I .

Erst in den letzten Jahren ist das Bewusstsein der öffentl ich-
keit dafür:_gewachsen, dass auf Grund von Migrationspro-
zessen auch innerhalb der deutschen Geseilschaft eine Ausei-
nandersetzung mit diesem Problem notwendig ist. Bei einer
Urnfrage unter 493 Frauenärzten in Deutschiand im Tahr
2005 gaben 43To an, bereits eine betroffene Frau in Behänd-
lung gehabt zu haben12. Vereinzelten Berichten ist zu entneh-
men, dass sich in Deutschland Arzte bereiterklärt haben
sollen, eine von den Eltern gewünschte Genitalverstümme-
lung durchzuführenl3.

l l. Bestehender strafrechtl icher Schutz

Rechtsprechung gibt es dazu bisher nicht. Es ist aber davon
auszugehen, dass nach herrschender Auslegung die Genital-
verstümmelung nicht von g 226 I Nr. 2 SIGB erfasst wird,
da kein ,,Glied des Körpers" in diesem Sinne betroffen istls.
Die Genitalverstümmelung fällt dairer nur dann unter den
Tatbestand der schweren I(örperverletzung, falls sie - bei
besonderen gesundheitlichen Konrplikationen als Folge des
Eingriffs - zu einern Verlust dei Fortpflanzungsfäliigkeit
ß 226 I Nr. 1 SIGB) führt.

Wirkung._ pagegen ist die Einstufung als Misshandlung von
Schutzbefohlenen oder schwere l(öiper:verletrung uori d.r,
Umständen des Einzelfails abhängig. Ob sich scl-rwere Folgen
nach g 226 I Nr. 3 SIGB in Form eines Verlusts der Fört-
pflanzungsfdhigkeit einstellen, wird gegebenenfalls erst viele
Jahre nach der Tat feststellbar seirl wenn die Genitalver-
stümmelung - wie zumeisr - an sehr jungen Mädchen began-
gen wird. Diese Unsicherheiten könnten durch eine einäeu-
tige strafrechtlicire Regelung beseitigt werden. Nicirt gelöst "-
ist durch das geltende Strafrecht auch das Pr:oblem, wle der 

*

deutsche Staat hier lebende Mädchen davor schützen kann.
irn Heirratland ihrer Eltern diesem Eingriff unterzogen zu ,

werden. Das deutsche Strafrecht gilt grundsätzlich nur für
im Inland verübte Taten (g 3 SIGB), solange keine geson,
derte andere Regelung erfolgt.

l l l .  Gesetzgeber ischer  Handlungsbedarf

Die Genitalverstümmelune ist demnach in Deutschlan d zwar
bereits strafbar, doch sind die bestehenden Regelungen noch
rricht ausreichend. Die potenziellen Opfer müssen wirksam
geschützt und die Täter effektiv verfolgt werden können. In
beiderlei Hinsicht sind dabei Menschen rnit Migrationshin-
tergrund betrofJen. Achtung vor fremden l(ulturen und Tla-
ditionen kann jedoch nichi bedeuten, körperliche und psy-
chische Misshandlungen zuzulassen. Erfolgreiche Integration
erfordert, die Geltung des Strafrechts in allen Teilen der
Gesellschaft durcl'rzusetzen, auch wenn dabei ein Konflikt
mit überkommenen Traditionen bestimmter Bevölkerungs-
gruppen entsteht. Die Genitalverstümmelung kann nicht mit
Kultur und Tradition gerechtfertigt werden. Mädchen und
Frauen aus Migrantenfamilien haben ein Recht auf den
Schutz ihrer körperlichen Unversehrtheit.

Den Schutz durch das deutsche Strafrecht eebietet dabei auch
die gemeinsame Überzeugung der interiationalen Rechts-
gemeinschaft. Seit 1995 gilt die Genitalverstümmelung auch
international als Menschenrechtsverletzune. Auf der 4. 

'Welt-

frauenkonferenz in Pekine 1995 nahmen"189 Staaten eine
Aktionsplattform an, die Gwalt gegen Frauen durch die Ver-
stümrnelung weiblicher Geschlechtsorgane als Menschen-
rechtsverletzung kennzeichnete und die Regierungen auffor-
derte, neben Aufklärungskampagnen und Hilfsangeboten für
die Opfer auch strafrechtliche Sanktionen gegen die Täter
vorzusehen. Das Europäische Parlament forderte die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union mehrfach auf, Genital-
verstümrnelung zu verhindern und zu diesem Zweck auch
entsprechende Gesetze und Sanktionen vorzusehenl5. In der
Europäischen Union haben bisher Belgien, Dänemark, Groß-
britannien, Italien, Spanien und Schweden die weibliche Ge-
nitalverstümmeluns ausdrücklich unter Strafe eestellt. Außer-
dem gibt es entsp;-echende Straftatbestände beispielsweise
auch in Norwegen, Austraiien, Kanada, Neuseeland und den
USA17. In einigen afrikanischen Ländern ist die Genitalver-
stüramelung inzwischen ebenfalls strafbarls. Andere afrikani-
sche Länder, in denen Genitalverstümrneiung traditionell zu-
rnindest bei Teilen der Bevöli<erung pqaktiziert wird (Alge-
rien, Fritrea, Gambia, I(amerun, SiÄbäbwe etc.), haben diäse
dagegen bisher niclit ausdrücklich unter Strafe gestellt. Vor
diesem Hintersrund ist die Strafbarkeit von Genitalverstüm-
rnelung an Määchen, die in Deutschland leben und bei einem
Urlaub irn Heimatland ihrer Farnilie einem solchen Eingriff
unterzogen werden, derzeit nicht umfassend gewährleistet.

10 Antwort der Bundesregierung, BT-Dr 1,611391,2.
11 Terre des Femmes (o. Fußn. 1), S. 9
12 Terre des Femnres (o. Fußn. 1), S. 18 f.
13 Buntke, NVwZ 2002, 423 (424).
74 Rosenke, ZRP 2001., 377 (37 8); Möller, ZF.P 2002, 186.
15 ,,Glied" als jeder nach außen hin in Erscheinung tretende Körpertqil,

der eine in sich absesclrlossene Existenz mit besonder:er Funktion im
Gesanrtorganismus hat (Strez, in: Schönke/Schröder, SIGB, 27. Aufl.
[2006], $ 226 Rdnr. 2; Fischer, StGl], 57. Aufl. [2010], g 226 Rdnr. 6;
Eschelbach, in: BeckOI(-StGB, 10. Edition (Stand: 1. 1.0.2009), E 226
Rdnr. 14; Momsen, it't: Satzger/Schmitt/Widmaier, SIGB, 2009, g 226
Rdnr. 10), bzw. (noclr enger) der mit dem I(örper durch Giletrte ver-
bunden ist (Hat dturtg, in: Münchl(ornm., StGß, 2003, 5 226
Rdnr. 26).

16 Entsclrließung v. 20. 9.2001 zur GenitalverstümmeJung bei Frauen
(200112035 ( lNI),  ABIEG Nr. C 77 E v. 28. 3. 2002,5. 126; Entschl ie-
ßung v. 24. 3.2009 zur Bekärnpfung der Genitalverstümnielung bei
Frauen in der Europäisclien Union (2008/2071 (INI).

17 Antwort der Bur.rdesregierung, I IT-Dr 1,611i91,5. 3,5t
18 Teue des Femmes (o. Fußn. 1), S. 35 ff.
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Uber den strafrechtlichen Un.rgang rnit der Genitalverstüm-r*
n-relung hinaus vr,ird diese Praxis aber auch in anderen
Rechtsgel'rieten als schwerer Eingriff in die körperliche Un-
versehrtheit bewertet, den es zu verhindern gilt. Die Recht-
sprechung außerhalb del Strafjustizhatte sicli schon haufiger
mit der Genitalverstümn-relung und den Gefahren zu befas-
sen, die auch in Deutschland lebenden Mädchen drohen
können. Nach der Rechtsprechung verschiedener Verwal-
tungsgerichte kann eine mit beachtlicher Wahrscheinliclikeit
im Herkunftsland drohende Genitaiverstümmelung ein Ab-
schiebungshindemis begründen1e. Die Farnil iengerichte ha-
ben in mehreren Entscheidungen eine drohende genitale Ver-
stümmelung eines Mädchens als schweren, irreparablen Ein-
griff in die körperliche Unversehrtheit und desiralb als eine
das Kindeswohl in hohem Maße beeinträchtigende Beirand-
Iung eingeordnet. Eine Entziehung der elterlichen Sorge nach
ä 1666 BGB hinsichtlich der Genehmigung von Auslands-
reisen kann daher in Betracht kommen, wenn konkrete Ver-
dachtsmomente dafür bestehen, dass die Eltern das Kind im
Herkunftsland einem Eingriff unterziehen lassen wollen20.
Nach einer weiteren Entscheidung kann bei drohender Geni-
talverstürnmelung in Deutscl-rland das Umgangsrecht des
nicht sorgeberechtigten Elternteils auf den begleiteten Um-
gang beschränkt werden2l,

Im Bundestag hatten in den letzten Jahren bereits verschie-
dene Fraktionen Anträge betreffend den Schutz von Frauen
und Mädclien vor Genitalverstümmelung eingebracht22. Im
lahr 2009 legte eine fraktionsübergreifende Gruppe von Ab-
geordneten einen Gesetzentwurf zur Strafbarkeit der Geni-
talverstümmelung vor, der eine Ergänzung des Tatbestands
der sclrweren Körperverletzung nach * 226 I SIGB um den
vollständigen oder teilweisen Verlust der weiblichen Genita-
lien oder deren Verstümmelung vorsah23. Der Bundestag
Iehnte diesen Gesetzentwurf iedoch in seiner Sitzunq vom
2. 7.2009 ab.

lV. Lösungsmöglichkeiten

Die vorgenannten Erwägungen legen es nahe, einen eigen-
ständigen Straftatbestand der,,Genitalverstümmelung" zu
schaffen. Hessen hat daher zusalnmen mit Baden-'!(/ürttem-
berg eine Gesetzesinitiative in den Bundeslat eingebracht2a,
mit der ein neuer Straftatbestand in das Strafgesetzbuch
eingeführt werden soll. Die Verstümrnelung der äußeren Ge-
nitalien einer Frau durch Beschneidung oder in anderer
\fleise wird in einen eigenen Straftatbestand - 5 226 a -neu-
StGB - eingestellt2-5:

Die Tat soll mit einer Mindestfreiheitsstrafe von zwei Jairren
bedroht werden. Dies errnöglicirt eine Bestrafung, die dem
erheblichen Unrechtsgehalt dieser Taten entspricht. Durch
die Ausgestaltung als Verbrechenstatbestand wird jeder
Zweifel über die strafrechtliche Einordnung der Tat als
schrverwiegender Vetstoß gegen das Recht auf l<örperliche
Ur-rversehrtheit des Opfers beseitigt und ein eindeutiges Sig-
nal gesetzt, dass der Staat solche Menschenrechtsverletzun-
gen keinesfalls toleriert, sondern energisch bekämpft. Es
werden so auch mögliche Fehlvorstellungen darüber besei-
tigt, dass Eltern in eine solche Verstümmelung ihrer Töchter
wirksam einwilligen l<önnten. Die Sittenwidrigkeit dieser
Form der l(örperverletzung (g 228 SIGB) steht damit außer
Zweifel. Ein eigener Straftatbestand wird helfen, sowohl das
Umfeld der betroffenen Mädchen und Frauen als auch die
Öffentl ichkeit für die Gefahr zu sensibil isieren, die den Op-
fern droht, und den potenziellen Tätem die zu erwartende
Strafe nachdrücklicir vor Augen zu führen. Durch die deutii-
che Bezeichnung dieser: Praxis als Verbrechen sollen die Op-

fer ermutigt werden, gegen die Täter auszusagen und so eine
wirksame Strafi erfolgung zu ermöglicherr.

Eine Ergänzung des Tatbestands der schlr'eten Körperverlet-
zung (g 226 SIGB), wie sie bereits der frühele Gesetzentwurf
aus dem Bundestag vorsah26, wäre dagegen eine weniger
geeignete Regelung. Die Genitalverstümtnelung fügt sich
nicht in die Deliktsstruktur der schweren l(örperverletzung
als Erfolgsqualifikation der vorsätzlichen I(örperverletzung
ein. Das höhere Strafmaß in fi 2261 SIGB soll Falle erfassen,
in denen durch eine vorsätzliche l(örperverletzung zumindest
fahrlässig eine schwere Folge verursacht wurde. Bei der Ge-
nitalverstümn.relung zielt der Täter dagegen stets darauf ab,
schwere und dauer:hafte körperliche Folgen für das Opfer
herbeizuführen. Regehnäßig wäre daher auch S 226 II SIGB
erfüllt, der eine Mindestfreiheitsstrafe von drei Jahren an-

Eltern des Opfers treffen, was einer Anzeige durch das Opfer
entgegenstehen könnte.

In Deutschland lebende Mädchen mit Migrationshinter-
grund sind vor allem dadurch gefährdet, dass sie bei einern
Ürlaub im Herkunftsland ihrer Familien diesem Ritual unter-
worfen werden können. Das deutsche Strafrecht gilt jedocir

grundsätzlich nur für im Inland begangene Taten ($ 3 SIGB).
Deswegen ist es erforderlich, auch im Ausland verübte Geni-
talverstümrnelungen ai Mädchen und Frauen, die in
Deutschland leben, der Geltung des deutschen Strafrechts zu
unterstellen. Daher sollte der neue Straftatbestand der Geni-
talverstümrnelung in $ 5 SIGB dem Weltrechtsprinzip unter-
stellt werden, um so auch Auslandstaten ahnden zu können.
Außerdern muss gewährleistet werden, dass die Verfolgung
dieser Taten nicht regelmäßig an der Veriährung scheitert'
Die Strafverfolgung kornmt in diesen Fällen vieifach erst
durch eine Strafanzeige des Opfers in Gang. Die Opfer der

19 YGH Kasscl, NVwZ-RR 2006, 5Q4; OVG Magdebury, BeckRS 2008,
32708; zur Reclrtsprechungsentwicklung vgl. Bumke, NVwZ 2002'
423 A24tf . \ .

20 OLG Karlsruhe, Nl\f 2009, 3521,; OLG Drcsden, IramRZ 2003'
1862.
O LG Karlsruh c, NJ\U-RR 2008, 1 1'7 4.
Vel. dje Auträse von Abgeordneten und Fraktion der FDP (llT-Dr
1äß842\, Bünd-nis 90/DIE-GRÜNEN (BT-Dr 1613s42J und Die Linkc
(BT-DI 16141,52).
BT-Dr 161'12910.
BR-Dr 867l09.
,,8 226 a Genitalversrünrrnelung
iTt \7". die äußeren Genitalien einer Frau durch Ileschneidung oder in
anderer 

.Weise 
verstünmelt, wird mit Freilieitsstrafe nicht unter zwei

lahren lrestraft.
i2) In nrinder schweren Fällen ist auf lreiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünfJahren zu erkennen."
IJT-Dr 1,6112910.
Terre des Feurmes (o. Fußn. 1), S. 8'
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und Prävention müssen Hand in Hand gehen. Die Schaffung
eines eigenen Straftatbesrands der Genitalvcrstünmelung
kann die Präventionsarbeit sinnvoll ergänzen und untcrstüt-
zen. Es gilt hier, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass
solche Taten in unserer Gesellschaft gcschehen und dass alles
dafür getan werdcn n'luss, unr den Opfem beizustehen, die
Täter zu bestrafen und weitere Taten zu verhindern. Betrof-
fene sollen ernrutigt welden, sich zu u,e.hren und die bestc-
henden Schutzeinricl.ltungen für von Gewalt betroffene oder
bedrohte Frauen und Mädchen aufzusuclrcn. Das Umfeld
der Betroffenen und die Öffentlichkeit sollen über dieses
Thema aufgcklärt und dafür sensibilisiert werden, auf Warn-
signale zu achten.

Nachdem Hessen und Baden-Vürtteruberg ihre Gesetzesini-
tiative am I B. 12.2009 im Bundesrat vorgestellt haben, wird
der Bundesrat hoffentlich beschließen, den Gesetzentwurf
dem Bundestagzuzuleiten Die Chancen stehen gut, dass die
Opfer schon bald durch einerr eigenen Straftatbestand der
Genitalverstümmelung wirkungsvoller geschützt werden
können.

durch strafprozessuale Regclungen übcr die Berechtigung
zur Nebenklage (g 395 SIPO) und zur l3estellung cines
Rechtsbeistands (g 397a SIPO), unr den Opfern eintf gesi-
cherte Rechtsstellung und Beteiligung anr Strafprozess zu
ermöglichen.

V. Ausblick

Der neue Straftatbestand wird ein wichtiger Schritt zur bes-
seren strafrechtlichen Verfolgung der Genitalverstünrrnelung
sein, auch wenn er nicht alle bestehende Schwieriglceitcn bei
der Verhütung und Verfolgung solcher Täten beseitigen kön-
nen wird. Die Strafverfolgung steht dabei vor besonderen
Hindernissen, da bei der Genitalversrümmlung die Täter
oder Anstifter regelmäßig zur Familie der betroffenen Mäd-
chen gehören. Die Justiz muss hier in Familienverbände und
verwurzelte taditjonen Einlass finden. Es wird weiter gro-
ßen Mutes der betroffenen Mädchen und Frauen bedürfen,
solclre Taten zur Lnzeige zu bringen. Die Verbesserung der
Strafverfolgung bedeutet nicht, dass andere Wege, um solche
Täten zu verhindern, vernachlässigr werden. Strafuerfolgung t

t


